
Bundessozialgericht
Az.=.3-40_.le. 569121

I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am

5. Dezember 4972
U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Amtsinspéktor
als Urkulldsbe— o 0 o oooooooooooooooooooooooooo . o ooooooooooooooooooooooo @

amter der Ge—
„ ..„ Kschnftsstelle lager und Rev1310nsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: .................. ..°° ..........

g e g e n

Beklagten und'Revisionskläger°

Der 40° Senat des Bundessozislgerichts hat auf die
mündliche Verhendlung vom 5° Dezember 4972 durch

den Vorsitzenden Richter S o n n e n b e r g ,
die Richter Dr, B u r d e n s k i und H e n n ' g

und die ehrenemtlichen Richter M 6 l l e r und

Dr° ‚K
u r t h

für Recht erkennt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 2„ Febru5r

1971 abgeändert‚ Die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des Sozialgerichts_Köln tom 27° November 4969

wird in vollem Umfang als unzulässig verworfen°
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_Q__ründe
‚.,-.» ‚...—f......—

Der am 4944 geborene Kläger bezieht wegen ver—
schiedener Schädigungsfolgen eine Versorgungsrente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 voH„„ Am
200 Januar 4969 erwarb er eine Eigentumswohnung zum Preise

von 54°600‚—— DM, die er seiner Stieftochter und deren Familie

zur Verfügung stellen wollte; inzwischen ist die Wohnung

von diesen bezogen worden° Am 22„ Januar 4969 stellte der

Kläger Antrag auf Kapitalabfindung seiner Rente° Für den Fall‚

daß die Abfindung — etwa wegen nicht ausreichender Nittel —
versagt werden müsse, bat er um Erteilung einer Bestätigung,

daß die Voraussetzungen für die Gewährung der Kapitalab—

findung vOrlägen° Diese Bestätigung wollte er dazu verwenden,

um einen Antrag auf Befreiung von der Grunderwerbsteuer zu
begründen°

Mit Bescheid vom 29° April 4969 lehnte der Beklagte die

Anträge des Klägers ab° Die Bewilligung der Kapitalabfindung

nach 5% 72 ff Bundesversorgungsgesetz (BVG) setze eine Eigen“

nutzung des mit Hilfe der Kapitälabfindung Zu erwerbenden

Objektes vorausa Weil die vom Kläger erworbene Eigentums—

wohnung aber ausschließlich von der Familie der Stieftochter

bewohnt werde, könne die begehrte Kapitalabfindung nicht ge—
währt werden; aus den gleichen Gründen sei auch die Aus—

stellung einer Bestätigung für Zwecke des 5 8 des grunder—
werbssteuer398ctze5; (GrEStG) nicht möglich° Der Widerspruch‚

mit dem der Kläger die Aufhebung des Bescheides vom 29° April
4969 begehrte, soweit mit ihm auch die Ausstellung der Be—

stätigung zur Erlangung der Grunderwerbsteuerbefreiung nach

@ 8 GrEStG versagt wurde, war erfolglos (Widerspruchsbescheid

vom 45„ August 4969)°

Das Sozialgericht (SG) Köln hat durch Urteil vom 270 November

4969 die Klage abgewiesen° Da der angefochtene Bescheid eine

Ermessungsentscheidung darstelle, sei er nur daraufhin zu
überprüfen„ ob die Verwaltungsbehörde von dem ihr eingeräumten
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Ermessen einen pf1icntwidrigen Gebrauch gemacht habe° Das

sei zu verneinen° Das SGnhat die Berufung nicht zugela'ssen°

In seiner Berufungsschrift führte der Kläger u=e„ aus,
die Berufung sei zulässig, weil weder die Kapitalabfindung
noch die Ausstellung der Bestätigung einmalige Leistungen

im Sinne des 5 444 Abg° 4 Nr° 4 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) seien„ Die Kapitaläbfindung stelle die Abgeltung

von wiederkehrenden Leistungen für einen Zeitraum von

40 Jahren dere Selbst wenn aber 5 444 Abs„ 4 Nr„ 4 SGG

anwendbar wäre, sei die Berufung HBCh 5 450 Nr„ 2 SGG

wegen eines Verfenrengmangels zulässig° Das SG habe nicht

geprüft‚ warum es der Sache keine grundsätzliche Bedeutung
beigémessen haben Das SG gehe weiter irrtümlich davon aus,

daß es sich um eine Ermessensentscheidung handele° Das

sei zwar bei der Gewährung der Kapitalebfindung der Fall‚

nicht aber bei der Ausstellung der von ihm gewünschten

Bestätigung; Dies sei eine reine Frage der Gesetzes—

anwendung°

Dns Lendessozinlgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen hat
durch Urteil vom 2° Februar 4974 den Beklagten verurteilt,

den Kläger die Bestätigung im Sinne des GrEStG zu erteilen;

in übrigen hat es die Berufung als unzulässig verworfen°

Für den Anspruch des Klägers auf Erteilung einer Bestätigung

LS° des 5 8 GrEStG sei der Rechtsweg zu den Gerichten

der Sozialgerichtebarkeit gegeben° Insoweit sei die Berufung

des Klägers auch zulässig, weil es sich nicht um eine

einmalige Leistung im Sinne des 5 444 Abs° 4 Nr„ 4 see
handele° Zu den einmaligen Leistungen im Sinne dieser

Vorschrift seien Sach« oder Barleistungen der Versicherungs-

und Versörgunggträger zu zählen° Die Erteilung einer

Bestätigung sei aber weder eine Sächä noch eine Bar—

leistungo Die Berufung sei insofern auch begründet° Dem

Kläger stehe ein Anspruoh auf Erteilung der'oegéhrten

Bestätigung zu° Nach 5 8 AbSn 6 GTES■G trete die Steuer—

vergünstigung nur ein, wenn die für die Bewilligung der

_4_.
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Kapitalabfindung zuständigei Behörde versichere, daß die

in den Absätzen 4 bis 5 der bezeichneten Vorschrift aufge—

führten Voraussetzungen erfüllt seieno In 5 8 Abs, 6 GrEStG
sei zwar ein Anspruch auf die genannten Versicherung der
Versorgungsbehörde nicht unmittelbar normiert; da der

Beschädigte jedoch auf die Versorgungsbehörde ”angewiesen"

sei, stehe ihm aus dem Versorgungsrechtsverhältnis in Ver—

bindung mit 5 8 Abs° 6 GrEStG ein Anspruch auf diese Ver—
sicherung zu, wenn die tatsächlichen Voraussetzungen dafür

erfüllt seien° Dies treffe im Falle des Klägers zu° Er

sei Beschädigter und erhalte eine Rente (@ 72 Abs° 4 BVG)„

Er habe eine Eigentumswohnung erworben (@ 72 Abs° 2 Nr„ 4
BVG) sowie das 24, Lebensjahr vollendet und im Zeitpunkt

der Antragstellung das 55° Lebensjahr noch nicht zurück—

gelegt gehabt; der Versorgungsanspruch sei anerkannt, und es

sei auch nicht zu erwarten, daß innerhalb des Abfindungs—

zeitraumes die Rente wegfallen werde (5 75 Abs„ 4 Nr° 4

bis 5 BVG)° Da die Eigentumswohnung der Beschaffung
von

Johnraum für Angehörige und der Entlastung der eigenen
Wohnung diene und ferner beim Kläger keine Gefahr bestehe,

daß er ohne die Rente Leistungen aus der Kriegso@■erfür—

sorge oder der Sozialhilfe für den Lebensunterhalt not—
wendig habe, sei auch für eine nützliche Verwendung des

Geldes Gewähr gegeben (% 75 Abso4 Nr° 4 BVG)° Obwohl

die Eigentumswohnung nicht vom Kläger selbst, sondern von

der Familie seiner Stieftochter bewohnt werde, sei sie auch

eine "eigengenutzte" EWohnung im Sinne der Verwaltungs—

vorschriften (Veer) Nr„ 4 zu den 55 72 bis 80 BVG, weil

nach @ 42 Abs° 4 Satz 2 des Zweiten Wohnungsbaugestzes,
auf welches in 5 72 Abs° 2 BVG verwiesen werde, eine Eigen—

tumswohnung dann “eigengenutzt” sei, wenn sie entweder durch
den Wohnungseigentümer oder durch seine Angehörigen bewohnt

werde° Die Stieftochter des Klägers sei zu seinen Ange—

hörigen zu rechnen° Da der Bescheid vom 290 April 4969

insoweit, als er die Gewährung der Kapitalabfindung

ablehné
, rechtsverbindlich geworden sei, stehe auch fest,

daß die Kapitalabfindung nicht gewährt werden könne„ In

diesem Bescheid sei eine Kapitalabfindung nicht deshalb
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abgelehnt worden, weil deren Voraussetzungen nicht vorlegen,

sondern aus fiskalischen Gründen° Das gehe daraus hervor, daß

der Beklagte den Begriff "eigengenutzt" deshalb eng ausge—
legt habe, weil ihm im Zeitpunkt der Antragstellung nur be—

grenzte Mittel zur Verfügung gestanden hätten° Dem Kläger müsse

deshalb die begehrte Bestätigung erteilt werdeno

Soweit der Kläger die Aufhebung des Bescheides vom 290 April

4969 auch insoweit begehre, als ihm eine Kapitalabfindung

versagt worden sei, sei die Berufung unzulässigo Sie be—

treffe nämlich eine einmalige Leistung im Sinne des

5 444 Abs° 4 Nr° 4 SGG° Daß eine Kapitalabfindung für
wicderkehrende Leistungen gewährt werde, ändere an ihrem

Ch rakter als einmalige Leistung nichts° Die Entscheidung

des SG, die Berüfung nicht zuzulassen, sei einer Überprüfung

durch das LSG nicht zugänglich„8elbst die rechtsirrtüm—

liche Nichtzulassung sei kein Verfahrensmangel„

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Beklagte hat gegen das ihm am 4„ Mai 4974 zugestellte
Urteil am 5° Juni 4974 Revision eingelegt und diese nach

Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist bis zum 4° August

4974 am 20 August 4974 begründet°

Er rügt die Verletzung der 55 77, 444, 458 SGG, 8 GrEStG und

72 BVG° Das LSG hätte die Berufung in vollem Umfang als
unzulässig verwerfen müssen° Unter den Begriff der Leistung

i„S° des 5 444 Abso 4 Nr° 4 SGGfielen nämlich nicht nur Bar—
und Sachleistungen; darunter sei auch ein sonstiges Tun, Dulden

oder Unterlassen zu verstehen, wie sich auch aus der KopPelung des

Brgriffs der Leistung mit dem Begriff des Anspruchs in 5 444

Abs° 4 Satz 4 SGG und dessen Definition in € 494 Abs„ 4 des
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) ergebe° Ein "Tun" stelle aber

auch das Versichern im Sinne des 5 8 Abs° 6 GrEStG aF bzw() das
Bestätigen im Sinne des 5 8 Abs° 4 GrEStG für Nordrhein—Westfalen

dar° Selbst wenn man davon ausgehe, daß die Erteilung einer
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Bestätigung im Sinne des GrEStG im Ermessen der Versorgungs—

verwaltung stehe‚ sei 5 444 Abs° 4 Nr; 4 SGG anwendbar; hier—

für sei die Art der begehrten Leistung und nicht deren RSChÜS*

grund maßgebend° Soweit die Gewährung einer Kapitalabfindung

im Streit stehé‚ sei die Berufung gemäß 5 444 Abs° 4 Nr° 4 SGG

ausgeschlosseno.Dann sei es aber nicht verständlich, wenn in

einem Streit um eine mit der Gewährung oder Nichtgewährung

einer Kapitalabfindung zusammenhängende Nebenleistung das

LSG sollte angerufen werden können"

Die vom Kläger erhobenen Verfahrensrügen machten die Berufung

auch nicht gemäß € 450 Nr° 2 SGG statthaft° Die Nichtzulassung

der Berufung sei für das LSG selbst dann verbindlich„ wenn

das SG die Berufung zu Unrecht nichtxzugelessen habe„ Nach

der materiell—rechtlichen Auffassung des SG seien die Ge—

währung der vom Kläger beantragten Kapitalabfindung und

die Ausstellung der von ihm gewünschten Bestätigung davon

abhängig gewesen, ob es sich um eine "eigengenutzte"Eigen—

tumswohnung gehandelt habe° Das SG habe die Wohnung nicht

als "uigengenutzt" angesehen„_Diese Entscheidung habe genauso
lauten müssen, wenn das SG die Erteilung der Bestätigung nicht

als eine Ermessens—‚ sondern als eine Anspruchsleistung an—
gesehen hätte° Außerdem sei dies allenfalls ein Fehler bei

der Anwendung des materiellen Rechts und kein Verfahrensmangel°

Im übrigen sei die Erteilung der Bestätigung tatsächlich

eine Ermessensleistung der Versorgungsverwaltung, weil darauf

kein Anspruch bestehe und sie stets von einer Ermessensaus—

übung abhänge° In dem Hinweis des Klägers, das SG Köln habe

die Gesetzmäßigkeit der Veer zu den 55 72 ff BVG nicht ge—
prüft, könne die Rüge einer Verletzung des 5 456 Abso 4 Nr° 6
SGG liegen„ Das sei aber nicht der Fall, denn das SG habe

hinreichend deutlich zum Ausdruck gebracht, daß es die Be—

stimmungen des Zweiten Wohnungsbaugesetzes als nicht maß—

geblich und andererseits die Veer Nro 4 zu den 55 72 ff BVG

als dem Gesetz entsprechend angesehen habe°
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Die Berufung hätte aber auch dann keinen Erfolg haben

dürfen, wenn sie in dem vom LSG angenommenen Umfang statt—

haft gewesen wäre‚ weil sie dann als unbegründet hätte

abgewiesen werden müssen° Die Nichtgewährung der Kapital—

abfindung müsse allein auf dem Mängél>ausréiöhe■derr■fü■él

beruhen° Bei einer bindenden bescheidmäßigen Ablehnung könne

der Grund der Nichtgewährung nur aus ihrem Inhalt ent—

nommen werden° Der angefochtene Bescheid und der Wider—

spruchsbescheid hätten sich darauf gestützt, daß die vom
Kläger gekaufte Eigentumswohnung nicht

von ihm selbst be—

wohnt werde° Daß die Kapitalabfindung mangels ausreichen—

der Mittel nicht bewilligt worden sei, sei im Bescheid

nicht erwähnte Der Hinweis auf die zum augenblicklichen

Zeitpunkt nur begrenzt verfügbaren Mittel habe allenfalls

eine zusätzliche Motivierung dafür dargestellt, daß eine

Eigennutzung verlangt werden sei° Dies erfülle die Voraus—

setzungen des 5 8 GrEStG nicht° Das LSG hätte also schon
deshalb den Beklagten nicht zur Erteilung der gewünschten

Bestätigung verurteilen dürfen° Darüber hinaus seien

ruch die Voraussetzungen für die Kapitalabfindung nicht ge—

gaben„ Die Veer Nr° 4 zu den @@72 ff BVG sei eine Er—
Lessensrichtlinie‚ für deren_Auslegung nicht die Meinung

des Gerichts‚ sondern die der Verwaltung maßgebend sei°

Die Verwaltung stelle aber grundsätzlich darauf ab, daß

die Eigentumswohnung nur dann "eigengenutzt" sei, wenn
sie der Eigentümer selbst bewohne°

Der Beklagte beantragt,

unter Abänderung des Urteils des Landessozialgerichts
Nordrhein—Westfalen vom 2° Februar 4974 die Berufung

gegen das Urteil des Sozialgerichts Köln vom;
27° November 4969 in vollem Umfange als unzulässig

zu verwerfen„

hilfsweise,

unter Abänderung des Urteils des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 2„ Februar 4974 die Berufung

gegen das Urteil des Sozialgerichts Köln vom
27„ November 4969 als unbegründet zurückzuweisen„

_8...
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soweit das Lendessozialgericht Nordrhein—Westfalen

sie nicht schon als unzulässig verworfen hat°

Der Kläger beantragt,

die Revisions zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend„

II

Die zugelassene Revision ist begründet°

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß für den

im Revisionsverfahren allein noch streitigen Anspruch

des Klägers auf Erteilung der von ihm begehrten Bestätigung

der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit

gegeben ist, Nach 5 8 GrEStG wird in bestimmten Fällen
beim Erwerb von Grundstücken mit Hilfe einer Kapital—
abfihdung nach dem BVG die Grunderwerbsteuer nicht

erhoben° Kann die beantragte Kapitalabfindung nicht zur

Verfügung gestellt werden, obwohl die Voraussetzungen

für ihre Gewährung an sich vorliegen, so tritt die

Befreiung von der Grunderwerbsteuer gleichwohl ein,

wenn die für die Kapitalabfindung zuständige Stelle

bestätigt, daß deren Voraussetzungen vorgelegen haben

(vgl„ 5 8 Abs° } und 6 GrEStG vom 29° März 4940 _ BGBl I
S„ 585 — bzw° 5'8 Abso 2 und 4 GrEStG f„ Nordrhein—

Westfalen idF der Bekanntmachung vom 420 Juli 4970

— GVBl für das Land Nordrhein—Westfalen 4970 SO 642)°

Zuständige Stelle ist nach 5 4 Buchst„ b der Verordnung

über die sachliche Zuständigkeit in der Kriegsopfer—

versorgung (KOV) idF vom 240 Januar 4968 (BGBl I So 404)

das Landesversorgungsamt° Diese Behörde kann die Be—

stätigung nur unter Zugrundelegung der vérsorgungsrecht—

lichen Bestimmungen abgebeno Damit liegt eine Angelegenheit
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der KOV vor° Daß auf die Abgabe der Erklärung möglicher—

weise kein Anspruch besteht, ist eine Frage der Be—

gründetheit und berührt die Zulässigkeit des Rechts—

weg&nicht°

es LSG irrt aber, wenn es die Berufung insoweit als

zulässig angesehenhat; Nach 5 444 Abs„ 4 Nr„ 4 SGGist
die Berufung nicht zulässig, soweit sie Ansprüche auf

einmalige Leistungen betrifft° Der Begriff der "Leistung"

ist vom Bundessozialgericht (BSG) bisher dahin definiert

werden, daß darunter Leistungen von Versorgungs- und
Versicherungsträgern an berechtigte Staatsbürger fallen,

nicht jedoch die von solchen öffentlich—rechtlichen Trägern

gegen den einzelnen Staatsbürger erhobenen Zahlungs—

ansprüche (vgl° BSG }, 254 ff und 8023 € 444 SGGNr° 5, 4,
9, 44, 46, 49)° Wenn hiernach also unter dieser Begriff

des 5 444 SGG nur "Sozialleistungen des Staates oder

öffentlicher Körperschaften" (vgl„ BSG ;, 254, 256) zu
verstehen sind, dann ist für die weitere Abgrenzung weder

jene bürgerlich—rechtliche Auffassung geeignet, wonach

"Leistung" jede Zuwendung ist, die eine Vermögensverschie—

bung bewirkt (vgl° Palandt, Komm° z° BGB, Anm° 2 zu 5 842)‚

noch die Anspruchsdefinition in 5 494 BGB_als das Recht,
von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen;

dies um so mehr, als die 55 445 ff SGG selbst bereits kraft

Gesetzes Einschränkungen enthalten (vgl° BSG in SozR Nr° 46

zu 5 444 SG3ÄT Diese bürgerlich—rechtlichen Begriffe sind
hierfür also/■nbegrenzt,

so daß sie den Ausschluß

der Berufung in unzulässiger Weise erweitern und deshalb den
Rechtsschutz im Sozialrecht in sinnwidriger Weise beein—

trächtigen würden° Eine Einschränkung muß durch die

Beachtung des Umstandes getroffen werden, daß sich 5 444
SGG mit Ansprüchen auf dem Gebiet des Sozialrechts befaßt°

So spricht der 6:. Senat des BSG im Zusammenhang mit der
Frage der Berufungsfähigkeit von Honorarstreitigkeiten im

Arztrecht folgerichtig auch von SozialleistungsEnsprüchen

(vgl° BSG 44, 402),

_40_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„40-

Dem folgend ist unter “Leistung" i.‚S° des S 444 Abs° 4
Nr° 4 SGG sonach eine vom Staat oder von einem öffentlich—

rechtlichen Versorgungse oder Versicherungsträger zu
bewirkende Handlung zu verstehen‚ die dieser Träger auf

Grund seiner zum Sozialrecht gehörenden Aufgabenstellung

vorzunehmen hat und aus der für den einzelnen ein recht—

licher Vorteil erwächsto Es unterliegt keinem Zweifel‚

daß diese Voraussetzungen bei dem Anspruch auf Kapital—

abfindung nach Maßgabe der 55 72 ff BVG erfüllt sind° Aber
auch bei der vom Kläger begehrten bestätigenden Bescheinigung

handelt es sich um eine derartige Leistung„ weil ihre

Ausstellung oder Verweigerung in das Aufgabengebiet des

nach den einschlägigen Bestimmungen des BVG zuständigen

Versorgungsträgers fällt und weil der Kläger mit ihrer

Hilfe die Voraussetzungen für eine Befreiung von der

Grunderwerbsteuerpflicht nach 5 8 GrEStG bewirken kenne
Die vom Kläger gegenüber der Versorgungsbehörde begehrte

Handlung ist daher eine Leistung i„S° des % 444 Abs° 4
Nr„ 4 SGG° Daß sie auch eine einmalige Leistung ist, bedarf

keiner näheren Begründung° Nach der Rechtsprechung des
BSG ist hierunter ein Geschehen zu verstehen, das sich

seiner Natur nach in einer bestimmten, verhältnismäßig

kurzen Zeitspanne abspielt und sich im wesentlichen in
einer einzigen Gewährung erschöpft (vglg BSG 2, 455, 456;

BSGin SozR Nr° 46 zu 5 444 SGG)° so ist es auch hier„ Die
Voraussetzungen des 5 444 Abs° 4 Nro 4 SGG sind sonach

erfüllt‚ so daß die Berufung ausgeschlossen ist° Ob es

sich dabei um eine Leistung handelt, die kraft Rechts—

anspruchs oder nach dem Ermessen der Verwaltungsbehörde

zu erfüllen ist, spielt für die Frage ihrer Berufungs—

fähigkeit nach 5 444Abs° 4 see keine Rolle (vgio BSGin
SozR Nr° 29 zu 5 444 SGG)„

Die vorstehende Auffassung wird durch die Tatsache

bestätigt, daß die begehrte Bestätigung lediglich an die
Stelle der Kapitalabfindung selbst tritt° Letztere ist aber„

obwohl sie für einen Zeitraum von 40 Jahren gewährt wird,
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eine einmalige LeistUng (BSG in SozR Nr„9 zu 5 150 see;
Velo auch BSG25 429‚ 430; 455, 456; ferner Peters—Sautter—Wolff,
KommaZ° SGG@444 AIlm° 2}„ Wenn einem Beschädigten eine
Kepitalebfindung tr0tz Vorliegens ihrer Voraussetzungen
(etwa —wie hier “ aus fiskalischen Gründen) nicht gewährt
werden kann, SO 8011 Wenigstens die mit der Gewährung der
Kepitalebfindung ver"blindene Grunderwerbsteuerbefreiung
durch eine entsprechende Bestätigung erreicht werden°
In beiden Fällen geht es also der Sache nach un die Frage,
Ob die Voraussetzungen für eine Kepitalabfihdung vorliegen°
AUf dem Gebiet des Steuérrechts tritt diese Bestätigung
3? die Stelle der Kapitalabfindung selbst; sie hat dort
91?0 dieselbe TeChtliche Auswirkung wie die gewährte Kapi—
trlnbfindung° Inf01gedessen ist auch verfehrensrechtlich
der AHSPTUCh8Uf Erteilung dieser Bestätigung genauso zu
behandeln wie die Kapitelabi‘indung° Die Bestätigung ist
nicht etwa das Gegenstück zur Kepitalebfindung, sondern
ihr Surrogat,_die Ersetzleistung° Für den Streit um sie
die Nechprüfbarkeit dUrch das Berufungsgericht generell
zuzulassen, würde auch gegen den Sinn und Zweck des
5 444 SGG‘VGTSÜOBGH°Diese Vorschrift verfolgt durch den
Ausschluß der BGTUfUHQ bei Ansprüchen auf einmalige
Leistungen und auf wiederkehrende Leistungen für nicht

mehr 813 dreizehn wochen das Ziel, weniger wichtige
Reohtsstreitigkeiten Von den Landessozialgerichten fern—
zuhalteno Die in Rede stehende Bestätigung hat sowohl
T€ChtliCh wie Wirt80heftlich für den Beschädigten eine
wesentlich weniger ing Gewicht fallende Bedeutung als

die Gewährungder Kapiteiebfindung selbst° Es würde deshalb
demmit g 444 SGGVerfolgten Sinn nicht entsprechen‚zwer
die bedeutunesvollere Leistung der Kepitalabfinduhg nicht
815 kraft Gesetzes belufungsfähig anzusehen, wohl aber
einen Streit um die Ebteilung der an die Stelle der
Knpitalebfindung tretenden Ersatzleistung in Form der
vom Kläger beg6hrten3estätigung (vgl° auch LSG Baden—
Württemberg in Breitheupt 4965 3° 244)„
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Die Berufung ist auch nicht nach 5 450 Nr° 2 SGG statthaft,
weil der Kläger keine wesentlichen Verfahrensmängel gerügt

hat°

Daß das SG die Berufung nicht zugelassen und auch keine

näheren Ausführungen darüber gemacht hat, warum es von
einer Zulassung absah, begründet keinen wesentlichen Ver—

fahrensmangel° Das BSG hat hierzu bereits wiederholt

ausgesprochen, daß die Entscheidung des SG über die Zu—

lassung der Berufung das LSG bindet, auch wenn sie unrichtig

sein sollte, ferner daß sie vom BSG grundsätzlich nicht nach—

geprüft werden kann und nicht besonders og

muß (vgl° BSG 5, 234 ff und SozB Nro 42, 47, 49, 29 zu
5 450 SGGsowie für den vergleichbaren Fall der Zulassung
der Revision durch das LSG SozR Nr° 4, 48, 49 zu @ 462 SGG)„

Würde man die Frage, ob die Zulassung °ausgenproChen werden

müßte oder nicht, im Wege des @ 450Nr° 2 SGG von dem
höherinstanzlichen Gericht entscheiden lassen, so würde

das im Ergebnis dazu führen, daß eine Nichtzulassungs—

beschwerde eingelegt werden könnte, die aber im SGG

ausdrücklich nicht vorgesehen ist (vgl° BSG aaO)°

Ob im Vorbringen des Klägers, das SG habe sich nicht

damit befaßt, ob die Veer zu den 55 72 bis 80 BVG dem
Gesetz entsprechen, und auch nicht angegeben, warum es

den vom Zweiten Wohnungsbaugesetz geprägten Begriff
"eigengenutzt" nicht für seine Entscheidung verwandt

hat, eine Rüge der Verletzung des 5 456 Abs, 4 Nr° 6 SGG
liegt, kann dahinstehen; denn 5 436 Absü 4 Nr° 6 SGG

wäre hierdurch nicht verletzt° Die Entscheidungsgründe

gehören zwar zum notwendigen Urteilsinhalt° Dabei ist aber

zu beachten, daß die Entscheidungsgründe nicht schon dann

fehlen, wenn sie knapp, oberflächlich oder sogar falsch

sind (vgl° BVerwG DÖV 4964, 5653 Peters—Sautter—Wolff aaO,
@ 456 Anm„ 6}° Die Entscheidungsgründe müssen, ohne daß

hierfür ein bestimmter Umfang anzugeben wäre, die

leitenden Gedanken erkennen lassen und sich mit den von
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den Beteiligten aufgeworfenen und für die Entscheidung er—

heblichen Rechtsfragen auseinandersetzen (vgl° SozR Nr° 9

zu 5 456 SGG)° Diesen Anforderungen entspricht ausreichend

die Begründung des SG, wonach für seine Entscheidung das

BVG und die dazu erlassenen Veer, nicht aber das Zweite

Wohnungsbaugesetz heranzuziehen sind, und daß der von ihm

nachzuprüfende Verwaltungsakt eine Ermessensentscheidung

ist° Ob diese Auffassungen zutreffend sind, isz eine

Frage des sachlichen Rechts; ein etwaigéanehler hierbei

kännte keine1Verfahrensfehler begründen°

Auch die Rüge, das SG habe die Frage, ob die Bestätigung

nach 5 s Abs° @GrEStG zu erteilen sei, irrtümlich als
eine Ermessensentscheidung angesehen und den Bescheid

deshalb nur in eigeschränktem Umfang nachgeprüft, ergibt

keinen Verfahrensmangel° Das Verfahren eines Gerichts

bestimmt sich nach seiner sachlich—rechtlichen Auffassung

(vgl° BSG 2, 84)° Nur diese Auffassung greift der Kläger

mit seinem entsprechenden Vorbringen im Berufungsverfahren

an° Er bemängelt also die Rechtsauffassung des SG, nicht

dessen Verfahren, War das SG aber von der sachlich—recht-

lichen Auffassung ausgegangen, daßßdie Gewährung einer
Kapitalabfindung und demgemäß auch die Ausstellung der

vom Kläger gewünschten Bestätigung im Ermessen der
Verwaltungsbehörde steht, dann durfte es entsprechend

dieser Auffassung seine Nachprüfung auf die Rechtmäßigkeit

der von der Verwaltung getroffenen Entscheidung im

Rahmender dem Gericht durch 5 54 Abs° 2 Satz 2 sec
gezogenen Grenzen beschränken°

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG war
daher nicht statthaft° Das Urteil des LSG ist sonach

unrichtig, soweit es die Berufung als zulässigensieht°

Auf die Revision des Beklagten mußte das Urteil des
LSG somit entsprechend abgeändert und die Berufung in

vollem Umfang als unzulässig verworfen werden° Das BSG

konnte in der Sache selbst entscheiden, da neue Er—

mittlungen nicht mehr notwendig sind (5 470 Abs„ 2 Satz 4 SGG)„

_44„JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_44_

Die Kost enentscheidun % beruht auf 5 495 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

